
Ihren Russisch-Sprachaufenthalt 
hat die Hölsteiner Studentin gleich 
mit einem Sozialeinsatz in Kirgistan 
verbunden – jenem Land, das oft als 
die Schweiz Zentralasiens bezeich-
net wird.

Kirgistan? Kirgisistan? Oder doch 
Kirgisien?* Dafür, dass die ehemalige 
Sowjetrepublik gemeinhin als Schweiz 
Zentralasiens bezeichnet wird, weiss 
man bei uns erstaunlich wenig über das 
Land mit dem seltsamen Namen. Dieser 
Umstand hat die 21-jährige Christina 
Burkolter aus Hölstein, Studentin der 
Germanistik und Altertumswissen-
schaften an der Uni Basel, dazu ge-
bracht, ihren Russisch-Sprachaufent-
halt dort zu verbringen – anstatt wie 
viele andere in Moskau oder St. Peters-
burg. 

Die Stiftung Jugendaustausch 
Schweiz–GUS (siehe neben stehenden 
Text) vermittelte Christina Burkolter 
ein Zimmer bei einer Gastfamilie in der 
kirgisischen Hauptstadt Bischkek. Wäh-
rend der ersten vier Wochen nahm sie 
Russischunterricht bei einer Privatleh-
rerin. Für die restliche Zeit ihres Auf-
enthalts hatte sie sich einen Job bei der 
Nichtregierungsorganisation Alpine 
Fund besorgt. Diese ermöglicht Kin-
dern Wochenendaufenthalte in den kir-
gisischen Bergen und Kletterstunden 
unter der Woche. «Die Kinder kommen 
aus Waisenheimen und aus Unter-
schichtfamilien, die auf den grossen 
Märkten arbeiten», sagt Burkolter. In 
den Bergen besitzt die Organisation 
eine Hütte, die mit allerlei Wintersport-
gerät, Gesellschaftsspielen sowie der 
nötigen Infrastruktur ausgestattet ist. 

Einerseits gebe man den Kindern, 
die teilweise schon von klein auf hart 
arbeiten müssten oder einen langweili-
gen Heimalltag lebten, die Gelegenheit, 

Kind zu sein. Andererseits möchte die 
Organisation den Kirgisen wieder eine 
Wertschätzung der Schönheiten des ei-
genen Landes geben, wie Burkolter 
sagt. «Hatte es in der Sowjetunion noch 
zig Sport- und Freizeitprogramme für 
Kinder und Jugendliche gegeben, wur-
de nach dem Zusammenbruch alles 
eingestellt.»

ES FEHLT AN GELD. Weil die Plätze in 
der Hütte aber begrenzt sind und der 
Organisation nur ein Auto zur Verfü-
gung steht, konnten  an den Wochenen-
den längst nicht alle Kinder in die Berge 
mitgenommen werden. «Mir hat es im-
mer das Herz gebrochen, wenn ich im 
Waisenheim aus 40 Kindern 15 ausle-
sen musste», sagt Burkolter. 

Trotz der knappen finanziellen Mit-
tel zeitigt das Programm, das seit zehn 
Jahren besteht, Erfolg: Viele der Kinder 
hätten neue Lebensinhalte bekommen 
und arbeiteten heute selber aktiv mit, 
so Burkolter. Dies sei umso bemerkens-
werter, als die Kirgisen sonst eher apoli-
tisch seien. «Bei Alpine Fund versuchen 
die Einheimischen selber, ihre Situation 
zu verbessern.»

Weil die Wochenendausflüge keine 
Vollzeitbeschäftigung waren, gab Burk
olter unter der Woche noch Englischun-
terricht, drehte für Alpine Fund einen 

Werbefilm oder kümmerte sich um die 
grafische Gestaltung einer Wohltätig-
keitsveranstaltung. Verdient hat sie da-
bei keinen Rappen. «Um mir den Auf-
enthalt zu finanzieren, bin ich zuvor ein 
halbes Jahr arbeiten gegangen.»

unterschiede. Einer der grössten 
Unterschiede zwischen dem Westen 
und dem Osten wurde ihr erst  

bewusst, als sie Ende Dezember mit 
dem Zug wieder nach Hause reiste. 
«Ob Infrastruktur, Politik oder auch 
nur ein normaler Supermarkt: Bei uns 
ist alles vorhanden – und es funktio-
niert.»

Aber auch innerhalb der ehemali-
gen Sowjetunion gebe es Unterschiede. 
Als sie in St. Petersburg angekommen 
sei, sei sie stundenlang durch die Stadt 
gestreift und habe wie ein kleines Kind 
über die aufwendige Architektur und 
die sichtbare Geschichte gestaunt. «In 
Kirgistan sieht man in der Stadt nur 
wüste Sowjetkolosse.» Dafür sei Kirgis-
tan weniger zersiedelt. «In den Bergen 
gibt es noch echte, unberührte Natur – 
so etwas findet man nicht einmal mehr 
in der Schweiz», sagt Burkolter.
> www.alpinefund.org
* �Kirgistan, Kirgisistan und Kirgisien sind laut 

Duden alles offizielle Bezeichnungen.
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Unberührte Natur. So erlebte Christina Burkolter das ferne Kirgistan. 

Verunsicherung nach Einbruchserie
Diegten. Baselbieter Polizei verteidigt ihre zögerliche Informationspolitik

alan cassidy

An einer Infoveranstaltung vom 
Montagabend wollten die Ein-
wohner von Diegten wissen, 
weshalb die Polizei die Medien 
nicht schon früher über die 
Einbruchserie im Februar in-
formiert hatte.

Der Schock in Diegten war 
gross, als vor zwei Wochen Ein-
brecher das Dorf an der Autobahn 
heimsuchten und mitten in der 
Nacht in mehrere Häuser einbra-
chen. Viele Einwohner sind noch 
immer verunsichert. Und sie är-
gern sich über die Art und Weise, 
wie die Baselbieter Polizei über 
die Einbrüche informierte.

Denn zuerst schwieg sich die-
se über die Vorfälle aus – publik 
machte die Einbruchserie erst die 
«Volksstimme». Dort sprach die 
Polizei von neun Einbrüchen in 
der Nacht vom 4. auf den 5. Feb-
ruar sowie von «einigen Hundert 
Franken» Diebesgut pro Haushalt. 
Wie an einer kurzfristig anbe-
raumten Infoveranstaltung am 
Montagabend bekannt wurde, 
stimmten aber auch diese Infor-
mationen nicht ganz: So sei nicht 
in neun, sondern nur in sieben 
Häuser eingebrochen worden; 
dafür war die Beute umso fetter. 

Tresor im kanton zürich. Ein 
Beutestück, einen Tresor aus dem 
Restaurant Hirschen, entdeckten 
die Fahnder in einem Waldgebiet 
im Kanton Zürich, sagte Hanspe-
ter Rudin, Präventionsbeauftrag-
ter der Polizei. Laut der «Volks-
stimme» fanden die Diebe darin 
die stattliche Geldsumme von 
12 000 Franken.

Mehrere Einwohner wollten 
am Montag wissen, weshalb die 
Polizei nicht von Anfang an über 
die Einbruchserie informiert 
habe. Diese verteidigte ihr Vorge-
hen: «Bis jetzt war es nicht die Re-

gel, bei Einbrüchen im Wohnbe-
reich proaktiv zu informieren», 
sagte Polizeisprecher Meinrad 
Stöcklin. Man habe auch nicht zu-
sätzlich für Verunsicherung sor-
gen wollen. «Es bestand kaum 
Gefahr, dass die Einbrecher in der 
nächsten Nacht wieder in Diegten 
oder einem der Nachbardörfer 
auftauchen würden.»

Die Einbruchserie hat jedoch 
die Einwohner im ganzen Dieg-
tertal aufgeschreckt. Kein Wun-
der: Während die Polizei 2008 
übers ganze Jahr nur neun Ein-
brüche in Diegten zählte, waren 
es allein bis Mitte Februar dieses 
Jahres acht Fälle. Dazu kommen 
einige «versuchte Einbrüche», die 
in der Statistik separat ausgewie-
sen werden.

Fensterbohrer. Rudin erklärte 
den über hundert Leuten an der 
Infoveranstaltung, wie die Ein-
brecher in Diegten vorgegangen 
sind: Diese hätten vermutlich pro 
Haus bloss eine Minute ge-
braucht, um mit einem Fenster-
bohrer und Drähten die Fenster 
zu öffnen und so ins Haus zu ge-
langen. Bei den Tätern handle es 
sich wahrscheinlich um eine or-
ganisierte Bande.

Einen hundertprozentigen 
Schutz gegen Einbrecher gebe es 
nicht, sagte Rudin. Man könne 
sein Haus jedoch zumindest so 
stark absichern, dass bei einem 
Einbruch zwangsläufig grosser 
Lärm entstehe. Sinnvoll sei es, Tü-
ren und Fenster zu verstärken. 
Auch eine Schockbeleuchtung im 
Eingangsbereich könne helfen. 
Falls man merke, dass sich doch 
ein Einbrecher im Haus befinde, 
solle man «Anwesenheit signali-
sieren», sagte Rudin. Direkt kon-
frontieren solle man die Einbre-
cher aber nicht: «Spielen Sie nie 
den Winkelried.»Schock. Einbrecher haben die Einwohner im Diegtertal aufgeschreckt.  Foto Colourbox

Weniger Steuern 
für Unternehmen
Liestal. Gemeinden kritisieren 
jüngste Regierungsvorlage

Daniel Schindler

Mit seiner Vorlage zur Unternehmens-
steuerreform II geht der Kanton Basel-
land weiter als der Bund. Die öffentli-
che Hand dürfte rund zehn Millionen 
Franken weniger Steuern einnehmen. 
Die Bürgerlichen applaudieren, die Lin-
ken wehren sich – und Gemeinden kri-
tisieren die Steuerausfälle.

Urs Hintermann (SP), Gemeindepräsi-
dent von Reinach, findet deutliche Worte: 
«Die Steuerbelastung gehört nicht zu den 
entscheidenden Standortfaktoren eines 
Unternehmens.» Damit widerspricht Hin-
termann der Baselbieter Regierung. Diese 
will die Standortfaktoren im Kanton Ba-
selland mit einer weiteren Steuererleich-
terung für Unternehmen verbessern. Hin-
tergrund des Streits ist eine soeben abge-
laufene Vernehmlassung – eine an sich 
routinemässige Anpassung ans Bundes-
recht: Weil das Schweizer Stimmvolk Ja 
gesagt hat zur Unternehmenssteuerre-
form II, muss das Baselbieter Gesetz ange-
passt werden. Gestern hat die Baselbieter 
Regierung nun die Vorlage an den Landrat 
überwiesen. 

Obwohl sich das Baselbieter Stimm-
volk in der eidgenössischen Abstimmung 
klar gegen die Unternehmenssteuer
reform  II ausgesprochen hat, geht der 
Kanton Baselland nun aber weiter als der 
Bund. Konkret geht es um die im Bundes-
recht nicht zwingend vorgeschriebene 
Möglichkeit, die Ertragssteuer von juristi-
schen Personen an die Kapitalsteuer anzu-
rechnen. Der Kanton schlägt dies vor, da-
mit die Steuerbelastung für eigenkapitalfi-
nanzierte Investitionen sinkt. Der effektive 
Durchschnittssteuersatz sei wichtig für die 
Standortentscheide grosser, international 
tätiger Firmen, schreibt die Regierung. 
Die Kapitalsteuer belaste vor allem junge 
Firmen. Mit der Anrechnung der Ertrags- 
an die Kapitalsteuer lasse sich die Stand-
ortattraktivität des Kantons erhöhen.

«nicht verkraftbar». Dass die Steuerer-
leichterungen nicht gratis zu haben sind, 
verschweigt die Regierung nicht. In der 
Vorlage rechnet sie vor, dass der Steuerer-
trag mit der Anrechnung der Ertragssteuer 
an die Kapitalsteuer rund sieben Millionen 
Franken tiefer ausfallen dürfte. Rund drei 
Millionen Franken entfallen laut Regie-
rung auf weitere Massnahmen. Im Umfang 
von rund 1,8 Millionen Franken sind da-
von auch die Gemeinden betroffen.

Für die SP sind die Steuerausfälle «we-
der gerechtfertigt noch zu verkraften», 
wie die Partei in ihrer Vernehmlassungs-
antwort schreibt. Zudem entstehe auf die 
Gemeinden ein Druck, die Regelung eben-
falls zu übernehmen, «wodurch weitere 
Ausfälle für die Gemeindekassen zu er-
warten sind». 

Anders sieht es die FDP. Wie die Regie-
rung betont sie den Nutzen für die Stand-
ortattraktivität. Auch die Wirtschaftskam-
mer Baselland begrüsst die Möglichkeit 
der Anrechnung der Gewinn- an die Kapi-
talsteuer: «Investitionen, die in Zukunft 
Gewinne bringen und heute mit Eigenka-
pital finanziert werden, werden dadurch 
fiskalisch klar attraktiver.» Auch die CVP 
beurteilt die Gesetzesrevision positiv – ins-
besondere, da es den Gemeinden gemäss 
Vorlage grundsätzlich freisteht, die kanto-
nale Regelung zu übernehmen.

Widerstand. Trotz dieser Freiwilligkeit 
regt sich Widerstand bei einzelnen Ge-
meinden. Besonders deutlich hat sich  
Reinach vernehmen lassen: «Die Verrech-
nungsmöglichkeit ist unnötig und 
schwächt den finanziellen Handlungs-
spielraum der öffentlichen Hand», heisst 
es in einer Stellungnahme. Gemeindeprä-
sident Hintermann begründet: «Bei der 
von der Regierung vorgeschlagenen Vari-
ante würde Reinach mehrere Hunderttau-
send Franken weniger Steuern einnehmen 
– das ist nicht akzeptabel.» 

Nur bedingt positiv tönt es beim Ver-
band Basellandschaftlicher Gemeinden 
(VBLG). Die Bedeutung der Steuerbelas-
tung als Standortfaktor für Unternehmen 
werde generell überschätzt. Der VBLG 
lege grossen Wert darauf, dass es jeder Ge-
meinde überlassen bleibe, ob sie die Rege-
lung auf kommunaler Ebene übernimmt 
oder nicht. Die Voraussetzungen in den 
verschiedenen Gemeinden seien sehr un-
terschiedlich, sodass die Steuerausfälle 
erheblich sein könnten. «Sie können sich 
in einzelnen Gemeinden in Millionenhöhe 
bewegen», schreibt der VBLG. 

Russischlektionen in der Schweiz Zentralasiens
Die 21-jährige Baselbieterin Christina Burkolter lebte während vier Monaten in Kirgistan

LUKAS MEILI

Jugendaustausch fördert direkten Kontakt
ab in den osten. Die Stiftung Jugendaustausch Schweiz–GUS bezweckt 
seit über 20 Jahren die Förderung des Jugendaustausches zwischen der 
Schweiz und Staaten auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion. Dabei 
steht der direkte Kontakt zum Gastland und seinen Menschen im Vorder-
grund: Die Stiftung arbeitet mit verschiedenen lokalen Organisationen in 
den jeweiligen Ländern zusammen und vermittelt beispielsweise Praktika in 
lokalen Nichtregierungsorganisationen, Unterrichtsmöglichkeiten an Schu-
len oder Jobs in Spitälern, Kinderheimen und bei Zeitungen.
> www.schweiz-gus.ch
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